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         Dieses Buch setzt die 2018 begonnene Reihe »Signaturen der Bedrohung« fort. Inhaltlich
            knüpft es an den Vorgängerband Autoritäre Versuchungen an, insbesondere an das dort in Kapitel 14 entwickelte Konzept des konzentrischen
            Eskalationskontinuums, das die folgenden Analysen strukturiert. Wir befassen uns mit
            den verschiedenen Eskalationsstufen sowie den Wechselwirkungen zwischen ihnen und
            beschreiben eine Dynamik, die sich oftmals in Gewalttaten entlädt.
         

         Unsere These lautet, dass sich eine Ausdifferenzierung, Intellektualisierung und Dynamisierung des rechten politischen Spektrums beobachten lässt. Einstellungen, die wir unter
            dem Begriff Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit zusammenfassen können, normalisieren sich in Teilen der Bevölkerung, die Grenzen
            zwischen dem rechten und dem demokratisch-konservativen Segment des Parteienspektrums
            werden durchlässig. Als Ursache dafür sehen wir ökonomische und sozial-kulturelle
            Verwerfungen. Kapitalistische Landnahmen, soziale Desintegration und Demokratieentleerung
            lassen das Vertrauen in das demokratische System schwinden.
         

         Um dieses Buch schreiben zu können, haben wir verschiedene Kolleginnen und Kollegen
            zu Rate gezogen. Unser Dank gilt: Frank Asbrock (Chemnitz), Rafael Behr (Hamburg),
            Werner Bergmann (Berlin), Frerk Blome (Hannover), Dierk Borstel (Dortmund), Nils Böckler
            (Darmstadt), Frank Jansen (Berlin), Daniela Krause (Bielefeld), Stefan Malthaner (Hamburg),
            Timo Reinfrank (Berlin) und Ulrich Wagner (Marburg).
         

         Danken möchten wir auch der Kollegin Sylja Wandschneider aus dem von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten Projekt »Autonome Nationalisten« sowie den studentischen und wissenschaftlichen
            Hilfskräften Moritz Bühler, Alina Marie Gülle, Max Hemmann, Olga Janzen, Jannik Kohl,
            Alessandra Schädel, Sören Sponick, Kathrin Wagner und Felicitas Wagner. Besonders
            bedanken wir uns bei Ulrike Rogat, die souverän die Schreibarbeiten und die Manuskriptverwaltung
            besorgt hat.
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            Vorbemerkung: Analysen in Zeiten der Corona-Pandemie
            

         

         Jede Buchveröffentlichung zu politischen Themen und gesellschaftlichen Entwicklungen
            im Jahr 2020 hat eine Zäsur mitzudenken: die Corona-Pandemie und die Frage, ob die
            vor der weltweiten und damit natürlich auch nationalen Krise geschriebene Untersuchung
            noch tragfähig ist nach der Krise, wenn sie denn vergehen will und sich nicht zu einer chronischen Pandemie
            entwickelt.
         

         Das betrifft auch unsere Analyse rechter Bedrohungsallianzen, bei deren Beschreibung
            und Erklärung wir immer wieder auf die Krisen der letzten beiden entsicherten Jahrzehnte
            zurückkommen, vor allem auf »9/11« (2001), auf »Hartz IV« (seit 2005), die Banken- und Finanzkrise (2008-2009) sowie die sogenannte »Flüchtlingskrise«
            (2015). Es waren Krisen, weil die Routinen zur Bewältigung sozialer, ökonomischer
            und politischer Aufgaben nicht mehr in gewohnter Weise funktionierten und weil klar
            war, dass die Zustände vor den krisenhaften Ereignissen sich nicht wiederherstellen
            lassen würden. Gleichzeitig gingen damit stets auch biografische, soziale, ökonomische
            und politische Kontrollverluste einher.
         

         Diese Krisen unterscheiden sich in dreierlei Hinsicht von der Corona-Pandemie: Zum
            einen trafen sie mit einer zeitlichen »Staffelung« ein. Zum anderen betrafen sie unterschiedliche
            Gruppen in der Bevölkerung mit unterschiedlichen Risiken und Kontrollverlusten. Die
            beteiligten Institutionen in den sozialen Teilsystemen reagierten mit ihren jeweiligen
            Logiken auf die Erschütterungen. Drittens ereigneten sich diese Krisen (selbst die
            Bankenkrise) insofern im Rahmen stabiler ökonomischer Zustände, als Instrumente zu ihrer Bewältigung zur Verfügung
            standen. Mit Corona ist diese Logik der Beherrschbarkeit von Krisen in hoch differenzierten
            Gesellschaften zertrümmert worden.
         

         Im Gegensatz zu den früheren Krisen in Teilsystemen haben wir es jetzt mit Kontrollverlusten
            des Gesamtsystems zu tun – mit der Konsequenz zeitweiliger Stilllegungen oder Beschränkungen
            von Lebensbereichen und Funktionssystemen. Dies gilt auch für politische Bewegungen
            und Parteien im öffentlichen Raum, mithin auch für rechte Bedrohungsallianzen, soweit
            sie nicht klandestin agieren und/oder terroristische Planungen verfolgen.
         

         Was ist nun angesichts der unklaren Auswirkungen der Corona-Pandemie im Hinblick auf
            die Erklärungsreichweite unseres Ansatzes und auf gesellschaftliche wie politische
            Entwicklungsrichtungen anzunehmen? Dies ist eine empirische Frage, die sich im Sommer
            2020 noch nicht wirklich beantworten lässt. Gleichwohl ist es notwendig, die öffentliche
            und wissenschaftliche Debatte zu beobachten, da im Verlauf der Krise angesichts der
            schrecklichen Todeszahlen und der gesellschaftlichen Schockstarre unterschiedliche
            Zukunftsentwürfe artikuliert werden.
         

         Zeitenwende ist ein zentraler Kristallisationsbegriff, an den zahlreiche optimistische Hoffnungen
            geknüpft werden auf nicht weniger als Strukturveränderungen in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik. Thematisiert wurden in »schnellen« Feuilletons
            »voraussichtliche« Verstetigungen solidarischen Verhaltens, Entschleunigungen der
            Globalisierung, eine Verminderung der sozialen Ungleichheit, Veränderungen des kapitalistischen
            Systems oder auch ein Umbau politischer Strukturen. Darin finden sich viele Elemente
            von Gesellschaftsromantik, denn nirgends ist erkennbar, wer die »Treiber« solcher
            weitreichenden Veränderungen sein könnten. Zumal in den Debatten verdrängt wurde, dass der globale finanzialisierte Kapitalismus
            kein Interesse an gesellschaftlicher Integration oder daran hat, dass Solidarität
            zunimmt, Ungleichheit abnimmt usw. Die Leitlinien des ökonomistischen Denkens, das
            in die Gesellschaft eingedrungen ist, sind Nützlichkeit, Verwertbarkeit und Effizienz,
            nicht nur für die Produktion von Waschmaschinen, sondern auch für die Bewertung von
            Menschen.
         

         Was sich – neben den massiven staatlichen Eingriffen in grundgesetzlich verbriefte
            Freiheitsrechte – bereits im Sommer 2020 abzeichnet, sind ein Konjunktureinbruch sowie
            strukturell tief greifende und zeitlich weitreichende Verwerfungen auf dem Arbeitsmarkt.
            Solche Verwerfungen gehen in der Regel mit Existenzängsten und Statusverlusten, zeitversetzt
            auch mit steigender sozialer Ungleichheit einher.
         

         Diese Aussichten legen es nahe, in eine andere, weniger optimistische Richtung zu
            fragen: Werden die Akteure des rechten politischen Spektrums von diesen erneuten Verunsicherungen
            und Kontrollverlusten profitieren, wenn die Beschränkungen einmal endgültig aufgehoben
            und der öffentliche Raum wieder geöffnet worden ist (siehe dazu auch die Überlegungen
            im Postskriptum)? Nach allem, was wir über die Verarbeitung krisenhafter Ereignisse
            wissen, müssen wir davon ausgehen, dass autoritäre Versuchungen in einer solchen Situation
            eher zunehmen. Entsicherte Zustände sind selten gute Zeiten für Solidarität, breites
            demokratisches Engagement oder mutige Experimente mit neuen ökonomischen Konzepten
            oder Modellen der demokratischen Repräsentation.
         

         Dass es während der Pandemie weniger öffentlich sichtbare Aktivitäten rechter Bedrohungsallianzen
            gab, heißt nicht, dass politische Herausforderungen wegen eines »natürlichen« Virus
            verschwunden wären. Vielmehr wurden sie durch die Bewegungseinschränkungen und die Dominanz der Gesundheitsversorgung zeitweise überdeckt.
            Die These für die Zeit nach der Pandemie wäre also: Aus Kontrollverlusten wächst das
            Autoritäre. Die Überprüfung muss in den nächsten Jahren stattfinden.
         

      

   
      
         
            1. Das Konzept
            

         

         
            
               1.1. Problembeschreibung und leitende These: Ausdifferenzierung und Dynamisierung
                  als Erfolgsmodell rechter Bedrohungsallianzen
               

            

            In den letzten Jahren war im rechten politischen Spektrum eine Ausdifferenzierung von Bewegungen, Parteien und Netzwerken zu beobachten. Zugleich wurden die Kräfte
               gebündelt. Vor dem Hintergrund globaler und innergesellschaftlicher Probleme führte
               dies zu einer bislang ungekannten Dynamisierung von Bedrohungen für die offene Gesellschaft und die liberale Demokratie.
            

            Diese Bedrohungen beginnen oft mit Verschiebungen auf der Einstellungsebene, etwa
               wenn basale Grundwerte wie die Gleichwertigkeit der Menschen, die in dieser Gesellschaft
               leben, nicht länger von allen geteilt werden. Solche Verschiebungen können in Angriffen
               auf die psychische und physische Unversehrtheit der Angehörigen markierter Gruppen
               resultieren – bis hin zu tödlicher terroristischer Gewalt. Aber auch die Institutionen
               der Gesellschaft und des Staates stehen im Fadenkreuz und sollen destabilisiert werden.
            

            Die entsprechenden Allianzen umfassen Einzelpersonen ohne organisatorische Anbindung,
               die Einstellungen aufweisen, die sich unter gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit
               subsumieren lassen, ein autoritär-nationalradikales Milieu mit entsprechenden Bewegungen
               und Parteien, systemfeindliche rechtsextremistische und neonazistische Netzwerke sowie
               klandestine terroristische Zellen und ihre Unterstützer. Wie gefährlich solche Allianzen
               für die offene Gesellschaft und die liberale Demokratie sind, lässt sich nur dann wirklich einschätzen,
               wenn man die Interaktionsprozesse zwischen den Teilgruppen mithilfe eines soziologischen
               Ansatzes (Kapitel 3) und vor dem Hintergrund des Konzepts des Eskalationskontinuums
               (Kapitel 4) analysiert. Parzellierte Betrachtungen einzelner Vorgänge, Organisationen
               oder Ereignisse hingegen führen aus unserer Sicht nicht weiter.
            

         

         
            
               1.2 Definitorische Rahmung
               

            

            Rechte Bedrohungsallianzen werden in dieser Analyse als Bündnisse zwischen individuellen Akteuren, Gruppen,
               sozialen Bewegungen und Parteien verstanden, die sich gegen die offene Gesellschaft
               und die liberale Demokratie richten. Dabei unterscheiden wir zwischen formellen Handlungs-
               und informellen »Gedanken«-Bündnissen in Form von Einstellungen in der Bevölkerung.
               Wir werden diese Bedrohungsallianzen in der folgenden Analyse explizit nicht allein im klassischen parteipolitischen Koordinatensystem verorten, da wir glauben,
               dass sie dafür zu komplex sind und eine zu große programmatische und taktisch-strategische
               Spannbreite aufweisen. Rechte Bedrohungsallianzen eint das Bestreben, eine autoritäre
               Entwicklung hin zu einer geschlossenen Gesellschaft und illiberalen Demokratie herbeizuführen.
               Deshalb werden die rechten Bedrohungsallianzen in dem konzipierten Eskalationskontinuum
               durch ihre Frontstellung gegen qualitative Verfassungsgrundsätze bestimmt. Zentral ist Artikel 1 Grundgesetz: »Die Würde des Menschen ist unantastbar.«
            

            Was die konzentrischen Schichten des Eskalationskontinuums anbelangt, lassen diese
               sich insbesondere durch ihre jeweilige Aggressivität sowie Gewalt- und Vernichtungsbereitschaft unterscheiden. Außerdem können wir Prozesse auf drei Ebenen auseinanderhalten:
               Auf der individuellen Ebene geht es vor allem um die Ideologie der Ungleichwertigkeit sowie die Schädigung
               oder Zerstörung der psychischen und physischen Unversehrtheit von Menschen. Auf der
               Ebene der Institutionen zentral sind die Destabilisierung bisheriger Normalitätsstandards sowie die Veränderung
               sozialer Normen mit dem Ziel, ein neues, autoritäres Kontrollregime zu errichten.
               Auf der gesellschaftlichen Ebene wird ein Systemwechsel angestrebt, mit dem national fokussierte deutsche Zustände
               durchgesetzt werden sollen.
            

            Bedrohungsallianzen werden hier ausdrücklich nicht im Sinne vertraglicher Zusammenschlüsse
               oder sonstiger formaler Vereinbarungen verstanden. Was uns vielmehr interessiert,
               sind ideologische Bezugnahmen und Legitimationsbrücken zwischen den einzelnen Bestandteilen dieser Allianzen. Im Extremfall reichen ihre
               Ziele bis hin zum Umsturz mithilfe terroristischer Zellen und zur Errichtung eines
               Gesellschaftssystems nach nationalsozialistischem Vorbild.
            

            Darüber hinaus sind weitere Definitionsmarkierungen notwendig. Sowohl in der Öffentlichkeit
               als auch in der Wissenschaft kursieren so unterschiedliche Bezeichnungen wie »Rechtsradikalismus«,
               »Neonazismus« oder »Neofaschismus«, die nicht einfach andere Wörter für dasselbe Phänomen
               darstellen, sondern »als Begriffe auf unterschiedliche, teils gegensätzliche Wahrnehmungen
               und soziale wie politische Kontexte verweisen« (Salzborn 2015, S. 14; siehe auch Fenske
               2013; FIPU 2014). Zugleich wird der Rechtsextremismus-Begriff im medialen und politischen Diskurs
               inflationär verwendet (vgl. Pfahl-Traughber 1995, S. 25). Komplettiert wird die Begriffsverwirrung
               dadurch, dass es selbst unter jenen Wissenschaftlern, die den Terminus verwenden,
               keine allgemein anerkannte Definition gibt und angesichts der verschiedenen gesellschaftspolitischen Standpunkte und methodischen Ansätze wohl
               kaum jemals geben wird (vgl. u. ‌a. Mudde 1995; Heitmeyer 2002b; Backes [Hg.] 2003;
               Grumke 2013).
            

            Wir stützen uns im Folgenden auf die Definition die eine Ideologie der Ungleichwertigkeit in Verbindung mit Gewaltakzeptanz als Kern der entsprechenden Phänomene identifiziert (Heitmeyer 1987). In der Langzeituntersuchung
               von Heitmeyer et al. (1992, S. 13f.) wurde diese Auffassung weiter ausdifferenziert.
            

            Die Ideologie der Ungleichwertigkeit basiert auf nationalistischer bzw. völkischer Selbstübersteigerung, rassistischen
               Kategorien, soziobiologischen Behauptungen natürlicher Hierarchien, auf einer sozialdarwinistischen
               Betonung des Rechts des Stärkeren, totalitären Abwertungen von »Anderssein« sowie
               einer Betonung von Homogenität. Diese Ideologie der Ungleichwertigkeit ist der kleinste
               gemeinsame Nenner, der alle Schichten des Eskalationskontinuums eint und der alle
               individuellen, gruppenbezogenen und nationalen Vergleiche durchzieht. Sie dient als
               Interpretationsfolie gesellschaftlicher Realität und als Legitimationsfundus für personen- wie gruppenbezogene Diskriminierung, Ausgrenzung und Gewalt.
            

            An dieser Stelle kommt das zweite Element der Definition ins Spiel, die Gewaltakzeptanz. Ihre wesentlichen Varianten sind die Überzeugung, Gewalt gehöre unabänderlich zum
               sozialen Dasein, die Billigung fremdausgeübter privater bzw. repressiver staatlicher
               Gewalt, eigene Gewaltbereitschaft sowie schließlich tatsächliche Gewalttätigkeit.
               Gewalt gilt als normales und legitimes Mittel der Austragung von Konflikten sowie
               zur Durchsetzung der Ideologie der Ungleichwertigkeit. Damit einhergehen eine Geringschätzung
               rationaler Diskurse, die Überzeugung, das Leben sei ein alltäglicher Kampf zur Sicherung des »Deutsch-Seins«, eine Ablehnung demokratischer Formen der
               Regelung sozialer und politischer Konflikte, der Wunsch nach autoritärem Durchregieren
               sowie ein gewisser Militarismus bzw. ein Faible für militärische Umgangsformen.
            

            Ausgehend von diesen terminologischen und konzeptionellen Vorbemerkungen wird das
               Argument nach einer empirischen Bestandsaufnahme zum Ausmaß rechtsextremistischer
               Straf- und Gewalttaten (Kapitel 2) in neun Kapiteln entwickelt:
            

            
               	
                  In Kapitel 3 skizzieren wir einen soziologischen Forschungsansatz, bei dem in gesellschaftsanalytischer
                     Hinsicht das Zusammenwirken ökonomischer Prozesse (etwa der Aufstieg des globalen
                     Finanzkapitalismus), soziale Desintegrationsprozesse und politische Folgen einer Demokratieentleerung
                     im Mittelpunkt stehen. Zudem stellen wir unser Konzept für die Analyse von Interaktionsprozessen
                     zwischen politischen und sozialen Akteursgruppen vor, das uns dabei helfen soll, den
                     Ursachenmustern weiter nachzugehen.
                  

               
 
               	
                  Die Analyse rechter Bedrohungsbilanzen erfolgt mithilfe des Analyserahmens eines konzentrischen Eskalationskontinuums (Kapitel 4), bei dem wir zwischen fünf Kontexten unterscheiden, die wir separat und
                     in ihrem eskalierenden Zusammenwirken betrachten.
                  

               
 
               	
                  Bei diesen fünf Kontexten bzw. Schichten handelt es sich um in der Bevölkerung verbreitete
                     Einstellungen der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (Kapitel 5), parteiförmige Ausprägungen des autoritären Nationalradikalismus (Kapitel 6), das gewaltaffine systemfeindliche Milieu des bewegungsförmigen Rechtsextremismus (Kapitel 7) sowie ein klandestines rechtsterroristisches Planungsmilieu (Kapitel 8), das nicht selten als Unterstützungsnetzwerk für terroristische Zellen mit ihren Tötungsabsichten und Umsturzfantasien fungiert (Kapitel 9).
                  

               
 
               	
                  Wie die Grenzen zwischen diesen Akteuren verschwimmen, so dass rechte Bedrohungsallianzen
                     entstehen, analysieren wir exemplarisch am Beispiel der Ausschreitungen und Kundgebungen
                     in Chemnitz im Spätsommer 2018 (Kapitel 10).
                  

               
 
               	
                  Die spezielle Rolle des Antisemitismus sowie der Muslimfeindlichkeit für das Eskalationskontinuum ist Gegenstand von Kapitel 11.
                  

               
 
               	
                  In Kapitel 12 erläutern wir unter Rückgriff auf die Ausführungen in den Kapiteln 5
                     bis 9 unsere These einer Ausdifferenzierung und Dynamisierung rechter Bedrohungsallianzen.
                  

               
 
               	
                  Dann geben wir einen Ausblick auf die Zukünfte gesellschaftlicher Entwicklungen und
                     Konflikte, wobei unser Augenmerk auch der europäischen Ebene gilt (Kapitel 13).
                  

               
 
               	
                  Abschließend skizzieren wir in einem Postskriptum politische Szenarien, die sich aus
                     der Corona-Pandemie entwickeln könnten.

               

            

         

      

   
      
         
            2. Rechte Bedrohungs- und Zerstörungsaktivitäten
            

         

         Die Spannbreite rechter Bedrohungen ist groß. Sie setzen dort ein, wo systematisch
            Angst erzeugt wird, und können im Extremfall bis zur Vernichtung menschlichen Lebens
            reichen. Rechte Bedrohungen richten sich damit ausdrücklich gegen zwei Grundwerte
            unserer Gesellschaft und greifen deren Substanz an: die Gleichwertigkeit aller Menschen,
            die in dieser Gesellschaft leben, und den Schutz ihrer psychischen und physischen
            Unversehrtheit. Außerdem hat sich die Reichweite rechter Bedrohungen vergrößert. Ihre
            Akteure sind mittlerweile bis in die Strukturen und Institutionen der demokratischen
            Kultur vorgedrungen.
         

         Bislang lag der Schwerpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit häufig auf politisch motivierten
            Bedrohungen durch rechtsextremistische Täter(gruppen), die sich in den Statistiken
            der Strafverfolgungsbehörden als Propagandadelikte, Gewalttaten und Tötungen abbilden.
            Dieser Fokus reicht nicht mehr aus, da Prozesse der Entgrenzung und Vorverlagerung
            stattgefunden haben, die sich zunehmend eskalierend verdichten.
         

         Aus wissenschaftlicher Sicht sind Bedrohungen jenseits von Straftatbeständen schwer
            zu fassen. Ein durch Hasskommunikation geschürtes Klima der Angst lässt sich schwer
            messen. In der Öffentlichkeit kommen deshalb immer wieder Debatten über die Relevanz
            und empirische Belastbarkeit von Studien zum Ausmaß rechter Bedrohungen auf. So wird
            deren Bedeutung im politischen Streit zerrieben, wovon ausschließlich die Täter(gruppen)
            profitieren.
         

         Auch die juristische Bearbeitung dieser in den privaten Bereich vorverlagerten Bedrohung stößt an Grenzen. Eine Äußerung wie »Ich weiß, wo
            du wohnst« kann für massive Verunsicherung sorgen. Aber ist sie schon eine strafbare
            Drohung? Darauf gibt es bisher keine eindeutige juristische Antwort.
         

         
            
               2.1 Die Vorverlagerung und Ausweitung »verdunkelter« Bedrohungszonen
               

            

            In den letzten zwei »entsicherten Jahrzehnten« (Heitmeyer 2018, S. 89-117) konnten
               wir eine Ausweitung und Vorverlagerung von Bedrohungszonen beobachten. Insbesondere
               Hasskommunikation wird gezielt eingesetzt, um Angst zu erzeugen und Menschen zu erniedrigen.
               Die Urheber solcher Drohungen wollen ihre Macht demonstrieren und sich dieser auch
               selbst vergewissern. Auf diese Weise wird ein Gefühl der Selbstwirksamkeit gegenüber
               Personen und Gruppen aufgebaut, die als Feinde der ersehnten homogenen Volksgemeinschaft
               gelten.
            

            Hasskommunikation entfaltet ihre größte Wirkung, wenn sie anonymisiert erfolgt. Sie
               ruft dann eine diffuse Angst hervor. Der oder die Urheber der Attacke lassen sich
               nicht identifizieren, weshalb es schwerer fällt, eine Abwehr zu organisieren. Nichtanonymisierte
               Drohungen wiederum flößen Furcht ein, gegen die freilich Vorkehrungen getroffen werden
               können, weil der oder die Urheber bekannt sind.
            

            Wir unterscheiden drei Varianten, wie sich Hasskommunikation ausweitet und verschärft:

            (1) Veränderungen individueller Einstellungen: Abwertungen und Diskriminierungen spitzen sich zu und können sich gegen markierte
               Personenkreise, aber auch gegen Personen richten, die diese Gruppen verteidigen.
            

            (2) Veränderungen im Äußerungsmodus: Umschalten von »leise« auf »laut«. Die öffentliche Debatte wird durch medial präsente
               Akteure aufgeheizt, im Alltag wird an der »Schweigespirale« (Noelle-Neumann 1998)
               gedreht. Haben Menschen in ihren Bezugsgruppen (Verwandtschaft, Freundeskreis, Betrieb,
               Sportverein, Kirchengemeinde etc.) das Gefühl, mit ihren Positionen in der Minderheit
               zu sein, bleiben sie leise. Entsteht hingegen der Eindruck, dass sie dort Teil einer
               Mehrheit sind, äußern sie sich laut.
            

            (3) Zusammenwirken der beiden Veränderungen: Verschärfen sich die Einstellungsmuster der Abwertung und
               Diskriminierung und schaltet zusätzlich der Äußerungsmodus von leise auf laut, kommt
               es zu einer dramatischen Steigerung der Hasskommunikation.
            

            Wodurch genau die quantitative Ausweitung und qualitative Eskalation der Bedrohung
               entsteht, ist bisher weitgehend unklar. Zumindest drei Faktoren müssen wir einbeziehen:
               die Rezeption öffentlicher Debatten, direkte Kontakte in Bezugsgruppen und die Gelegenheitsstrukturen
               in homogenen »Filterblasen« bzw. »Echokammern« im Internet.
            

            Außerdem wissen wir, dass die Vorverlagerung der Bedrohung durch zwei Faktoren befördert
               wird: erstens durch die Ausdifferenzierung und Dynamisierung des rechten politischen
               Spektrums. So bietet die Partei Alternative für Deutschland (AfD) einen politischen Ort für den bisher »vagabundierenden« Autoritarismus in Teilen
               der Bevölkerung. Zweitens werden die neuen digitalen Kommunikationsmöglichkeiten exzessiv
               genutzt. Waren mit dem Internet einst Hoffnungen auf mehr demokratische Teilhabe verbunden,
               entwickelten sich dort auch »Radikalisierungsmaschinen« (Ebner 2019) und Zerstörungsapparaturen,
               die sich politisch nicht »abschalten« lassen, weil die Macht der globalen Internetkonzerne
               dies nicht zulässt.
            

            Ein wesentlicher Teil ihres Marktmodells ist bekanntermaßen die Hasskommunikation.
               Im Zeitalter von Fake News (vgl. Gensing 2019) kann sie jederzeit ausgeweitet und
               brutalisiert werden. Dies geschieht insbesondere bei emotional ausbeutbaren Signalereignissen,
               die mit markierten Gruppen wie Migranten oder Flüchtlingen verbunden sind bzw. ihnen
               zugeschrieben werden können; aber auch in Bezug auf Privatpersonen oder Amtsträger,
               die sich für die Gleichwertigkeit aller Menschen und deren psychische wie physische
               Unversehrtheit einsetzen.
            

            Mit dieser Vorverlagerung der Bedrohung in den privaten Alltag zivilgesellschaftlicher
               oder staatlicher Akteure ist eine Eskalation angestoßen worden, die unserer Meinung
               nach nur durch eine Politik gestoppt werden kann, die mit einigen kapitalistischen
               Logiken und Institutionen rigoros bricht. Allerdings gehen wir davon aus, dass die
               Kontrollgewinne des finanzialisierten globalen Kapitalismus, die infolge des Neoliberalismus
               und mit Unterstützung vieler Regierungen erzielt wurden, nicht wieder ausgeglichen
               werden können (vgl. Heitmeyer 2001a, S. 500). Deshalb spricht viel dafür, dass diese
               Vorverlagerung kaum mehr eingrenzbar ist. Dies gilt zumal dann, wenn Parteien es sich
               explizit zum Ziel gesetzt haben, »die Grenzen des Sagbaren auszuweiten«, wie Alexander
               Gauland (zitiert nach Frankfurter Allgemeine Zeitung, 7. Juni 2018) es für die AfD formuliert hat.
            

            So verbinden sich gesellschaftliche Krisen mit technischen Möglichkeiten, ökonomische
               Profit- mit politischen Machtinteressen. Vormals geltende Grenzen zwischen dem privaten
               und dem öffentlich-politischen Raum werden im Säurebad der Hasskommunikation aufgelöst.
               Attacken und verbale Angriffe auf engagierte Bürgerinnen und Bürger, Bürgermeisterinnen
               und Bürgermeister oder kommunale Angestellte sollen diese dazu bewegen, sich aus dem
               öffentlichen Raum zurückzuziehen. Rechte Bedrohungsallianzen besetzen die frei werdenden
               Räume, um demokratische Institutionen zu destabilisieren und die offene Gesellschaft
               und liberale Demokratie sukzessive zu zerstören.
            

            Daten der Landeskriminalämter zeigen, dass Straftaten gegen Mandatsträger in einzelnen
               Bundesländern von 2018 auf 2019 zugenommen haben (Umfrage der Welt am Sonntag, 12. Januar 2020). In Niedersachsen stieg die Zahl der angezeigten Fälle von 108
               (2018) auf 167 (2019); in Baden-Württemberg auf 104 (2018: 81); in Rheinland-Pfalz
               auf 44 (25). Auffällig ist die Entwicklung in Ostdeutschland: Hier stieg die Zahl
               in Thüringen auf 101 (43) und in Sachsen auf 197 (99). Eine Umfrage der Zeitschrift
               Kommunal unter 1055 Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern brachte zutage, dass 2019 mehr als
               40 Prozent der Stadtverwaltungen mit Hassmails, Einschüchterungsversuchen oder anderen
               Übergriffen konfrontiert waren. In fast 8 Prozent der Rathäuser kam es zu körperlichen
               Attacken (allerdings sind nicht immer Akteure aus dem rechten Spektrum für die Taten
               verantwortlich; Erhardt 2019). Eine im Folgejahr unter 2494 Bürgermeisterinnen und
               Bürgermeistern durchgeführte Befragung ergab, dass nun sogar 64 Prozent von ihnen
               beleidigt, beschimpft, bedroht oder tätlich angegriffen worden waren (vgl. Erhardt
               2020).
            

            Angesichts des Ausmaßes, das das Problem mittlerweile angenommen hat, brachte die
               Bundesjustizministerin Ende 2019 eine Gesetzesnovelle auf den Weg, gemäß der soziale
               Netzwerke Hasspostings künftig nicht nur löschen, sondern die IP-Adresse des Absenders an das Bundeskriminalamt (BKA) weiterleiten müssen. Ein weltweit einmaliges Vorhaben. Allerdings bleibt offen,
               ob beispielsweise Facebook diesem Gesetz folgen wird. User könnten dagegen klagen,
               weil sie ihre Meinungsfreiheit bedroht sehen. Vermutlich werden Strategien gefunden, um die Strafbarkeit zu unterlaufen, handelt es sich doch um lernende
               Systeme mit erheblicher Kreativität und Energie.
            

         

         
            
               2.2 Entwicklung rechtsextremistischer Straftaten, Gewalttaten und Tötungen
               

            

            Nachdem im November 2011 der »Nationalsozialistische Untergrund« (NSU) enttarnt wurde, offenbarten sich in der Folge schwere Unterlassungen und Fehleinschätzungen
               seitens des Verfassungsschutzes, der Polizei und der politisch Verantwortlichen. Daraufhin
               setzten sich Politik und Öffentlichkeit zwar intensiver mit rechtsextremer Gewalt
               auseinander, dennoch sind die Zahlen rechtsmotivierter Gewalt- und Straftaten in Deutschland
               seitdem stark gestiegen. Die Statistiken des BKA und des Statistischen Bundesamtes belegen dies ebenso wie die Zahlen nichtstaatlicher
               Melde- und Opferberatungsstellen. Verzeichnete das BKA im Jahr 2011 noch 16 ‌873 Straftaten, waren es 2016 bereits 23 ‌555 (vgl. PMK 2016,[1]  S. 3). Damit wurde ein neuer Höchststand erreicht, seit 2001 ein gesondertes Definitionssystem
               für politisch motivierte Straftaten eingeführt wurde. Dieser Anstieg ist insbesondere
               mit der Agitation gegen die verstärkte Zuwanderung von Flüchtlingen seit 2015 verbunden.
            

            Von den 23 ‌555 (2015: 22 ‌960) registrierten Straftaten, die dem Phänomenbereich
               »Politisch motivierte Kriminalität – rechts« zugeordnet wurden, konnte in 22 ‌471 Fällen
               (2015: 21 ‌933) ein rechtsextremistischer Hintergrund festgestellt werden (vgl. BMI/VSB 2017, S. 23). Es handelt sich also um Straftaten, mit denen zentrale Verfassungsgrundsätze
               der freiheitlich-demokratischen Grundordnung beschädigt oder unterlaufen werden sollten.
               Im Jahr 2016 waren darunter 12 ‌476 Propagandadelikte (2015: 12 ‌154) und 1600 Gewalttaten
               (2015: 1408, ebd., S. 24). Hiervon waren 1190 Fälle (2015: 918) fremdenfeindlich motiviert
               (ebd., S. 25). Wie Abbildung 1 zeigt, hat sich die Zahl der rechtsextremistischen
               Gewalttaten zwischen 2013 und 2016 verdoppelt. Nach dem Abflauen der Flüchtlingsdebatte
               zeigt sich ein Rückgang auf 925 im Jahr 2019.
            

            [image: img_12748_01_016_abb001_b1]Abb. 1: Gewalttaten mit extremistischem Hintergrund aus dem Bereich »Politisch motivierte
                  Kriminalität – rechts« seit 2001
               
 
               (Quelle: eigene Darstellung nach BMI/VSB 2002-2020)
               

            

            Auch die Zahl rechtsextremistischer Aufmärsche sowie ihrer Teilnehmerinnen und Teilnehmer
               stieg sprunghaft an. Kam es 2013 zu 241 und 2014 zu 225 Aufmärschen, waren es allein
               im Jahr 2015 insgesamt 690 (BMI/VSB 2017, S. 64). Dieser massive Zulauf war insbesondere im Oktober und November 2015
               zu verzeichnen, als sichtbar wurde, wie groß die unmittelbaren Herausforderungen waren,
               vor denen Verwaltung, Politik und Gesellschaft angesichts der Ankunft der Geflüchteten
               standen. Rechtsextremistische Demonstrationen, oftmals als Kundgebungen von Bürgerbewegungen
               getarnt, dienten vielen Bürgerinnen und Bürgern als Ventil, um ihren Unmut zu äußern.
               Sie fühlten sich von den verantwortlichen Behörden und Kommunalpolitikern unzureichend
               informiert, hatten Zukunftsängste und lehnten die Aufnahme und Unterbringung von Geflüchteten
               ab. Besonders die Vorkommnisse in der Silvesternacht 2015/16 in Köln wurden zu einem
               emotional ausbeutbaren Signalereignis.
            

            Doch schon zuvor waren Netzwerken wie den »Hooligans gegen Salafisten« (HoGeSa) überraschende
               Machtdemonstrationen gelungen, beispielsweise als sich im Oktober 2014 in Köln über
               3000 Personen an einem Aufmarsch beteiligten. Die Pegida-Bewegung (Patriotische Europäer
               gegen die Islamisierung des Abendlandes) mobilisierte regelmäßig zu ihren Demonstrationen
               (auf ihrem Höhepunkt kamen im Januar ca. 25 ‌000 Menschen zu einer Kundgebung in Dresden;
               vgl. Vorländer et al. 2016, S. 8) und veranstaltete »Spaziergänge« in Großstädten
               (aber auch in Dörfern), die mit Hunderten Teilnehmern eine Drohkulisse erzeugten.
               Die Teilnehmer skandierten Parolen wie »Wir sind das Volk«, warnten vor dem »Untergang
               des Abendlandes« und vor der »Lügenpresse«. Politiker der AfD heizten die Stimmung auf der Straße weiter an und verwandelten die teilweise diffusen
               Ängste der Menschen in Hass auf Migranten (vor allem Muslime), Geflüchtete und »linksgrünversiffte«
               Gruppen.
            

            Auch rechtsextreme Parteien wie die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) oder Der Dritte Weg konnten kurzzeitig deutlich mehr Sympathisanten für ihre Kundgebungen mobilisieren.
               2015 nahmen insgesamt 95 ‌200 Menschen an rechtsextremistischen oder maßgeblich von
               Rechtsextremisten gesteuerten Demonstrationen teil (2014: ca. 20 ‌610 Personen) (vgl.
               BMI/VSB 2016, S. 62). 80 Prozent aller rechtsextremistischen Demonstrationen befassten sich
               mit den Themen Zuwanderung, Flüchtlinge und Asyl.[2]  Im Jahr 2016 sank die Zahl rechtsextremistischer Kundgebungen zwar wieder auf 466,
               allerdings liegt die Vermutung nahe, dass der »harte Kern« des gemäßigten und extrem
               rechten Spektrums grundsätzlich gestärkt aus der »Flüchtlingskrise« hervorging. Als
               Beispiel sei hier die jährlich stattfindende Kundgebung des »Nationalen und sozialen
               Aktionsbündnisses 1. Mai« in Plauen (Sachsen) genannt. Der Zulauf zu dieser Kundgebung,
               die sich überwiegend an neonazistische und gewaltorientierte Personen richtet, übertraf
               2016 selbst die Erwartungen des Veranstalterkreises, zu dem unter anderem Der Dritte
               Weg gehört: Mit rund 900 Personen hatte sich die Teilnehmerzahl gegenüber 2015 nahezu
               verdoppelt (vgl. BMI/VSB 2017, S. 65f.).
            

            Parallel zum Anstieg der Zahl rechter Aufmärsche nahmen auch die Angriffe auf Flüchtlingsunterkünfte
               zu. 2014 zählte das BKA 199 Taten, ein Jahr später waren es 1031 Delikte (vgl. BKA 2016, S. 32). 2016 sank die Zahl der Angriffe leicht auf 995 und 2017 auf 312 sowie
               2018 auf 173 Taten (vgl. BKA 2020, S. 6).[3]  Allerdings ist dies kein Grund zur Entwarnung, schließlich kamen 2016 weniger Asylsuchende nach Deutschland, so dass sich die
               Angriffe gegen Unterkünfte, also Brandstiftungen und Sachbeschädigungen, verringerten.
               Vielmehr scheint sich die Gewalt zu verlagern, Straftaten finden eher im öffentlichen
               Raum auf Straßen und Plätzen statt. Auseinandersetzungen zwischen jungen Geflüchteten
               und rechtsaffinen bis rechtsextremen jungen Erwachsenen ab September 2016 in Bautzen
               (Kurtenbach 2018), die sich aus Alltagssituationen heraus entwickelten, lassen das
               vermuten. Weitere Attacken gab es in Freital, Heidenau, Görlitz, Wurzen und Tröglitz.
               Zusammen mit der Enttarnung des NSU und den Umtrieben von Pegida haben diese Ereignisse zu einem Aufleben der Debatte
               über das »braune Erbe« der DDR bzw. über den »braunen Osten« geführt (vgl. Quent 2016, S. 176).
            

            In den Folgejahren ist die Zahl der Straftaten mit rechtsextremistischem Hintergrund
               nicht wieder angestiegen. Es kam zu weniger Brandstiftungen und Sachbeschädigungen
               gegenüber Flüchtlingsunterkünften zwischen 2016 und 2017 (vgl. Tabelle 1). Allerdings
               signalisiert der Anstieg von Widerstandsdelikten gegen die Polizei, dass die Aggressivität
               und Brutalität deutlich zugenommen haben. Dies gilt es zu beachten, wenn man die bloßen
               Zahlen bewertet.
            

            Tab. 1: Straftaten mit rechtsextremistisch motiviertem Hintergrund

            
               
                  
                     
                     
                     
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                      
                        	
                           Gewalttaten

                         
                        	
                           2014

                         
                        	
                           2015

                         
                        	
                           2016

                         
                        	
                           2017

                         
                        	
                           2018

                         
                        	
                           2019

                        
                     
 
                      
                        	
                           Tötungsdelikte

                         
                        	
                           0

                         
                        	
                           0

                         
                        	
                           1

                         
                        	
                           0

                         
                        	
                           0

                         
                        	
                           2

                        
                     
 
                      
                        	
                           Versuchte Tötungsdelikte

                         
                        	
                           1

                         
                        	
                           8

                         
                        	
                           18

                         
                        	
                           4

                         
                        	
                           6

                         
                        	
                           5

                        
                     
 
                      
                        	
                           Körperverletzungen

                         
                        	
                           871

                         
                        	
                           1116

                         
                        	
                           1313

                         
                        	
                           904

                         
                        	
                           938

                         
                        	
                           781

                        
                     
 
                      
                        	
                           Brandstiftungen

                         
                        	
                           21

                         
                        	
                           99

                         
                        	
                           113

                         
                        	
                           42

                         
                        	
                           11

                         
                        	
                           6

                        
                     
 
                      
                        	
                           Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion

                         
                        	
                           6

                         
                        	
                           18

                         
                        	
                           10

                         
                        	
                           5

                         
                        	
                           0

                         
                        	
                           2

                        
                     
 
                      
                        	
                           Landfriedensbruch

                         
                        	
                           23

                         
                        	
                           42

                         
                        	
                           23

                         
                        	
                           10

                         
                        	
                           14

                         
                        	
                           8

                        
                     
 
                      
                        	
                           Gefährliche Eingriffe in den Bahn-, Luft-, Schiffs- und Straßenverkehr

                         
                        	
                           5

                         
                        	
                           10

                         
                        	
                           13

                         
                        	
                           13

                         
                        	
                           12

                         
                        	
                           5

                        
                     
 
                      
                        	
                           Freiheitsberaubung

                         
                        	
                           1

                         
                        	
                           0

                         
                        	
                           2

                         
                        	
                           2

                         
                        	
                           2

                         
                        	
                           1

                        
                     
 
                      
                        	
                           Raub

                         
                        	
                           8

                         
                        	
                           23

                         
                        	
                           16

                         
                        	
                           3

                         
                        	
                           14

                         
                        	
                           13

                        
                     
 
                      
                        	
                           Erpressung

                         
                        	
                           7

                         
                        	
                           7

                         
                        	
                           16

                         
                        	
                           21

                         
                        	
                           17

                         
                        	
                           36

                        
                     
 
                      
                        	
                           Widerstandsdelikte

                         
                        	
                           45

                         
                        	
                           84

                         
                        	
                           74

                         
                        	
                           50

                         
                        	
                           74

                         
                        	
                           66

                        
                     
 
                      
                        	
                           Sexualdelikte

                         
                        	
                           2

                         
                        	
                           1

                         
                        	
                           1

                         
                        	
                           0

                         
                        	
                           0

                         
                        	
                           0

                        
                     
 
                      
                        	
                           gesamt

                         
                        	
                           990

                         
                        	
                           1408

                         
                        	
                           1600

                         
                        	
                           1054

                         
                        	
                           1088

                         
                        	
                           925

                        
                     
 
                      
                        	
                           Sachbeschädigungen

                         
                        	
                           819

                         
                        	
                           1243

                         
                        	
                           1501

                         
                        	
                           1317

                         
                        	
                           905

                         
                        	
                           923

                        
                     
 
                      
                        	
                           Nötigung/Bedrohung

                         
                        	
                           209

                         
                        	
                           443

                         
                        	
                           451

                         
                        	
                           336

                         
                        	
                           352

                         
                        	
                           376

                        
                     
 
                      
                        	
                           Propagandadelikte

                         
                        	
                           11 ‌055

                         
                        	
                           12 ‌154

                         
                        	
                           12 ‌476

                         
                        	
                           11 ‌894

                         
                        	
                           12 ‌404

                         
                        	
                           13 ‌988

                        
                     
 
                      
                        	
                           Störung der Totenruhe

                         
                        	
                           12

                         
                        	
                           9

                         
                        	
                           11

                         
                        	
                           5

                         
                        	
                           8

                         
                        	
                           11

                        
                     
 
                      
                        	
                           andere Straftaten, insbes. Volksverhetzung

                         
                        	
                           3474

                         
                        	
                           6676

                         
                        	
                           6432

                         
                        	
                           4861

                         
                        	
                           4652

                         
                        	
                           5067

                        
                     
 
                      
                        	
                           gesamt

                         
                        	
                           15 ‌569

                         
                        	
                           20 ‌525

                         
                        	
                           20 ‌871

                         
                        	
                           18 ‌413

                         
                        	
                           18 ‌321

                         
                        	
                           20 ‌365

                        
                     
 
                      
                        	
                           Straftaten insgesamt

                         
                        	
                           16 ‌559

                         
                        	
                           21 ‌933

                         
                        	
                           22 ‌471

                         
                        	
                           19 ‌467

                         
                        	
                           19 ‌409

                         
                        	
                           21 ‌290

                        
                     

                  
               

            

            (Quelle: eigene Darstellung nach BMI/VSB 2015-2020)
            

            Der Anstieg fremdenfeindlich motivierter Körperverletzungen von 2017 auf 2018 (vgl.
               Tabelle 2) könnte damit zusammenhängen, dass sich die Auseinandersetzungen stärker
               in den öffentlichen Raum verlagerten. Dafür spricht, dass die Zahl der Brandstiftungen
               gegen Flüchtlingsunterkünfte parallel zurückging. Dies hat wahrscheinlich mit dem
               Umstand zu tun, dass sich die öffentliche Debatte um die »Flüchtlingskrise« 2018 deutlich
               abgekühlt hatte. Es kamen immer weniger Geflüchtete nach Deutschland, zudem wurden
               sie meist dezentral untergebracht. Aufschlussreich sind auch die Anstiege bei Raubdelikten
               und Erpressungen. Eine rechtsextremistische Motivation zu Gewalttaten, die sich gegen
               Flüchtlinge oder Migrantinnen richtet, scheint ausdrücklich mit kriminellen Energien
               durchsetzt zu sein. Dabei ist erneut zu beachten, dass in diesen Statistiken lediglich
               angezeigte Taten erfasst werden. Aus kriminologischen Analysen (vgl. Mansel 2007)
               ist bekannt, dass insbesondere Migranten und erst recht Geflüchtete vor Anzeigen zurückschrecken.
               Die Dunkelziffer dürfte also vor allem in diesem Bereich besonders hoch sein.
            

            Versucht man zu ermitteln, in welchen Bundesländern auffällig viele rechtsextremistisch
               motivierte Gewalttaten zu verzeichnen sind, steht man vor der Schwierigkeit, dass
               die reinen Zahlen der Verfassungsschutzberichte nicht sonderlich aussagekräftig sind.
               Die Bedrohungs- und Gefährdungsdichte ist immer in Relation zur Bevölkerungszahl eines
               Bundeslandes zu sehen (vgl. Abbildung 2). So wurden 2019 besonders viele Gewalttaten
               in Nordrhein-Westfalen verübt (158), gefolgt von Berlin (150), Brandenburg (90) und
               Sachsen-Anhalt (71) (vgl. BMI/VSB 2019, S. 29). Zu beachten ist hier freilich, dass Nordrhein-Westfalen mit 17,9 Millionen
               mehr Einwohner hat als ganz Ostdeutschland (12,6 Millionen ohne Berlin; vgl. Statistisches
               Bundesamt 2020).
            

            Die Zahlenwerke des Verfassungsschutzes und des Bundeskriminalamtes bilden lediglich
               einen Rahmen, um rechtsextremistische (insbesondere mit Gewalt verbundene) Bedrohungen
               einzuschätzen. In der langfristigen Betrachtung taucht zudem immer wieder die Frage
               auf, wie valide diese Daten sind, da die Bundesländer kein einheitliches Meldeverhalten
               praktizieren, unterschiedliche Kriterien zugrunde legen und zum Teil ein politisches
               Interesse haben, das Ausmaß zu »begrenzen«, um das eigene Land nicht in einem schlechten Licht dastehen zu
               lassen. Darum waren insbesondere ostdeutsche Länder (allen voran Sachsen) bemüht.
            

            [image: img_12748_01_016_abb002_b2]Abb. 2: Gewalttaten mit extremistischem Hintergrund aus dem Bereich »Politisch motivierte
                  Kriminalität – rechts« pro 100 ‌000 Einwohner (2019)
               
 
               Häufigkeitszahl = erfasste Fälle × 100 ‌000/Einwohnerzahl
 
               (Quellen: BMI/VSB 2020, S. 29; Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen)
               

            

            
               Tab. 2: Rechtsextremistisch motivierte Gewalttaten mit fremdenfeindlichem Hintergrund
 
               
                  
                     
                        
                        
                        
                        
                        
                        
                        
                     
                     
                         
                           	
                              Gewalttaten

                            
                           	
                              2014

                            
                           	
                              2015

                            
                           	
                              2016

                            
                           	
                              2017

                            
                           	
                              2018

                            
                           	
                              2019

                           
                        
 
                         
                           	
                              Tötungsdelikte

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              2

                           
                        
 
                         
                           	
                              versuchte Tötungsdelikte

                            
                           	
                              1

                            
                           	
                              7

                            
                           	
                              12

                            
                           	
                              4

                            
                           	
                              6

                            
                           	
                              5

                           
                        
 
                         
                           	
                              Körperverletzungen

                            
                           	
                              464

                            
                           	
                              756

                            
                           	
                              1020

                            
                           	
                              720

                            
                           	
                              770

                            
                           	
                              627

                           
                        
 
                         
                           	
                              Brandstiftungen

                            
                           	
                              16

                            
                           	
                              83

                            
                           	
                              92

                            
                           	
                              23

                            
                           	
                              5

                            
                           	
                              5

                           
                        
 
                         
                           	
                              Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion

                            
                           	
                              5

                            
                           	
                              11

                            
                           	
                              7

                            
                           	
                              4

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              1

                           
                        
 
                         
                           	
                              Landfriedensbruch

                            
                           	
                              8

                            
                           	
                              16

                            
                           	
                              11

                            
                           	
                              2

                            
                           	
                              5

                            
                           	
                              7

                           
                        
 
                         
                           	
                              gefährliche Eingriffe in den Bahn-, Luft-, Schiffs- und Straßenverkehr

                            
                           	
                              4

                            
                           	
                              4

                            
                           	
                              8

                            
                           	
                              10

                            
                           	
                              3

                            
                           	
                              1

                           
                        
 
                         
                           	
                              Freiheitsberaubung

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              2

                            
                           	
                              1

                            
                           	
                              1

                            
                           	
                              1

                           
                        
 
                         
                           	
                              Raub

                            
                           	
                              5

                            
                           	
                              16

                            
                           	
                              13

                            
                           	
                              3

                            
                           	
                              12

                            
                           	
                              8

                           
                        
 
                         
                           	
                              Erpressung

                            
                           	
                              2

                            
                           	
                              3

                            
                           	
                              5

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              9

                            
                           	
                              20

                           
                        
 
                         
                           	
                              Widerstandsdelikte

                            
                           	
                              6

                            
                           	
                              21

                            
                           	
                              19

                            
                           	
                              7

                            
                           	
                              10

                            
                           	
                              18

                           
                        
 
                         
                           	
                              Sexualdelikte

                            
                           	
                              1

                            
                           	
                              1

                            
                           	
                              1

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              0

                            
                           	
                              0

                           
                        
 
                         
                           	
                              fremdenfeindliche Gewalttaten insgesamt

                            
                           	
                              512

                            
                           	
                              918

                            
                           	
                              1190

                            
                           	
                              774

                            
                           	
                              821

                            
                           	
                              695

                           
                        

                     
                  

               
 
               (Quelle: eigene Darstellung nach BMI/VSB 2015-2020)
               

            

            Gerade um die Anzahl der Tötungsdelikte mit rechtsextremistischem Hintergrund toben
               seit Langem politische Deutungskämpfe. Die Kluft zwischen den Angaben staatlicher
               Stellen und den Zählungen zivilgesellschaftlicher Akteure (von Journalisten des Tagesspiegel und der Zeit etwa oder von der Amadeu-Antonio-Stiftung) ist riesig. In der Vergangenheit zögerten
               Polizei und Justiz häufig, Tötungen einem rechtsextremistischen, neonazistischen oder
               terroristischen Hintergrund zuzuordnen, oder vernachlässigten gar die politischen
               Motive der Täter. Erst nach Bekanntwerden der NSU-Morde veranlasste das Bundesministerium des Inneren eine Überprüfung 3300 bislang
               unaufgeklärter Tötungsdelikte (einschließlich versuchter Tötungen). Daraufhin wurden die Zahlen sukzessive
               nach oben korrigiert. Im Juni 2018 gab die Bundesregierung an, seit 1990 seien bei
               76 Tötungsdelikten mit rechtsextremistischem Hintergrund 83 Menschen ums Leben gekommen.
               Die erhebliche Diskrepanz zu den zivilgesellschaftlich ermittelten Opferzahlen bleibt
               allerdings bestehen. Journalisten und NGOs gingen Stand Juni 2015 von 156 Todesopfern aus, bis 2020 stieg diese Zahl auf 182
               (Jansen et al. 2015; siehe Kapitel 2.3).
            

            Wie schwer sich Polizei, Justiz und Politik bis heute tun, bestimmte Tötungsdelikte
               als rechtsextremistisch motivierte Gewalttaten einzustufen, zeigt der 2016 von einen
               Jugendlichen verübte terroristische Anschlag im und am Olympia-Einkaufszentrum in
               München, bei dem neun Menschen getötet wurden. Erst nach langen gutachterlichen Auseinandersetzungen
               wurde die Tat 2019 als rechtsextremistisch motiviert bewertet. Um den am 2. Juni 2019
               verübten Mord am Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke als entsprechende Tat
               einzustufen, benötigte das Landeskriminalamt in Hessen ein halbes Jahr.
            

         

         
            
               2.3 Opfer haben Namen
               

            

            Statistiken sind auf eine besondere Weise unmenschlich, weil sie die Namen der getöteten
               Menschen verschlucken. Deshalb seien hier alle Personen genannt (Die Zeit, 27. Februar 2020, S. 15), von denen bekannt ist, dass sie seit 1990 in Deutschland
               rechter Gewalt zum Opfer fielen.
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